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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer, Christa Nickels und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
- Drucksache 13/7277 - 

Sammelübersicht 193 zu Petitionen 

(Abschiebestopp für zairische Flüchtlinge) 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 1 - 13-06-266-009406 und 3 1 weitere Petitionen der Bun- 
desregierung zur Berücksichtigung zu überweisen. 


Bonn, den 16. April 1997 

Amke Dietert-Scheuer 
Christa Nickels 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Seit Jahren wird die Menschenrechtssituation in Zaire als äußerst 
schlecht beurteilt. Dies gilt für die VN, deren Menschenrechts- 
kommission einen Sonderberichterstatter für Zaire eingesetzt hat, 
ebenso wie für nichtstaatliche Menschenrechtsorganisationen. 
Amnesty International z. B. geht davon aus, daß Rückkehrer bzw. 
Abgeschobene bei ihrer Ankunft in Zaire Gefahr laufen, Opfer von 
Mißhandlungen und Inhaftierungen zu werden. Auch die Bun- 
desregierung kann nicht ausschließen, daß nach Zaire zurück- 
kehrende Personen bei oder nach ihrer Ankunft von Sicherheits- 
kräften schikaniert werden. 

Abgelehnte Asylsuchende aus Zaire sowie ihre deutschen Unter- 
stützer sind vor diesem Hintergrund mit zahlreichen Petitionen an 
den Deutschen Bundestag herangetreten und haben sich für einen 
Abschiebestopp nach Zaire eingesetzt. 
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Nach Aussagen des Auswärtigen Amts vor dem Petitionsausschuß 
ist die Menschenrechtssituation in Zaire als generell sehr schlecht 
zu beurteilen. Es komme zu unkontrollierten Übergriffen von ein- 
zelnen Mitgliedern des Militärs und der Sicherheitsorgane. Dies 
führe zu einer generellen G ef ährdung aller in Zaire lebenden Men- 
schen. Eine besondere Gruppenverfolgung, die Anlaß zu einem 
Abschiebestopp geben könnte, sei für Personen ruandischer Ab- 
stammung und für Deserteure aus der Armee sowie den Sicher- 
heitsorganen gegeben. Hinsichtlich der erstgenannten Gruppe hat 
das Land Schleswig-Holstein einen kurzfristigen Abschiebestopp 
nach § 54 des Ausländergesetzes (AuslG) in Erwägung gezogen. 

Aufgrund der jüngeren innenpolitischen Ereignisse spitzen sich 
die inneren Konflikte in Zaire immer weiter zu. Die allgemeine po- 
litische Lage im Land stellt sich als sehr labil dar. In dieser Situa- 
tion kann umso weniger davon ausgegangen werden, daß die Si- 
cherheit abgeschobener Personen garantiert wird. 

Zumindest ist für einen befristeten Zeitraum ein Abschiebestopp 
nach § 54 AuslG zu erlassen. Der schlichte Verweis des Bundes- 
ministeriums des Innern auf die Einzelfallprüfung im Rahmen des 
Verfahrens vor dem Bundesamt für die Anerkennung ausländi- 
scher Flüchtlinge ist weder hinreichend noch sachgerecht. Würde 
man dieser Argumentation folgen, wäre der Erlaß von Abschiebe- 
stopps nach § 54 AuslG generell entbehrlich und die Norm über- 
flüssig. 

Da für die Rückkehr nach Zaire generell Mißhandlungen, Haft und 
andere Menschenrechtsverletzungen nicht ausgeschlossen wer- 
den können, wird die Bundesregierung aufgefordert, gegenüber 
den Landesregierungen und im Rahmen der Innenministerkonfe- 
renz auf einen Abschiebestopp hinzuwirken und die o. a. Petitio- 
nen entsprechend zu berücksichtigen. 
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